
Der Streit der Ideologien
und die gemeinsame Sicherheit

f. Friedenssicherung durch
gemeinsame Sicherheit
• 1. Unsere weltgeschichtlich neue Si-

tuation besteht darin, daß die Mensch-
heit nur noch gemeinsam überleben
oder gemeinsam untergehen kann. Eine
.solche Alternative ist historisch ohne
Beispiel. Sie verlangt ein politisches
Denken, das historisch ebenfalls ohne
Beispiel ist, ein neues Herangehen an
die internationalen Angelegenheiten,
besonders an die Sicherung des Frie-
dens. Der Krieg darf im Nuklearzeit-
alter kein Mittel der Politik mehr sein.
Zwischen atomar gerüsteten Bündnis-
sen wäre er das Ende jedweder Politik,
die Zerstörung aller Zwecke. Friedens-
sicherung ist zur Grundvoraussetzung
aller verantwortbaren Politik gewor-
den.

,t. Dem widerspricht jede Politik, die
tauf -Forcierung des Wettrüstens, auf
Konfrontation, Streben nach militäri-

scher Überlegenheit, Unverwundbar-
keit und globale Hegemonie setzt. Sie

^müßte dazu führen, daß die internatio-
nalen Spannungen anwachsen und sich
die Gefahren für den Weltfrieden wei-
ter erhöhen. Das Gebot der Stunde ist
eine Wende in den internationalen Be-
ziehungen, eine Politik der gemeinsa-
men Friedenssicherung, des Dialogs

"und der Abrüstung, des Kompromisses,
des Ausgleichs der Interessen, der Ko-
operation und der Neubelebung des
Entspannungsprozesses. Sie muß gegen
alle Kräfte durchgesetzt werden, die
noch immer glauben, durch ständiges
Anhäufen neuer Massenvernichtungs-
waffen Sicherheit errüsten zu können.
Eine solche Wende , in der internatio-
nalen Entwicklung ist aber nicht nur
notwendig, sie ist auch möglich.

• Frieden, Beendigung des Wettrü-
stens, Entspannung liegen im Interesse
beider Systeme, aller Staaten und aller
Völker, der gesamten Menschheit.

.# Ober soziale, politische, ideologische
und weltanschauliche Unterschiede und

'Gegensätze hinweg wächst der Kreis
der' Menschen, Organisationen, Par-

-"*eien^iRegierUhgeft^%nd'J*<*«te$, -die
-edafür aktiv eintreten, ihf^Einflufl wird
-immer spürbareren

1 In Ost und West sehen immer'mehr
Menschen ein:

Friede und Sicherheit im Nuklear-
zeitalter können nicht mit immer mehr
'und perfekteren militärischen Mitteln,
sondern dauerhaft allein durch politi-
sches Handeln erreicht werden. Nicht
die'Qualität der Waffen, sondern die
Qualität der Politik entscheidet über
Sicherheit und Stabilität in der Welt.
Dieser Einsicht zum Durchbruch zu ver-
helfen, sie in praktische Politik umzu-
setzen, bedarf es des Engagements al-
ler Menschen.

2. Friede kann heute nicht mehr ge-
geneinander errüstet, sondern nur noch
miteinander vereinbart werden. Daher
muß gemeinsame und gleiche Sicher-
heit für alle organisiert werden. Dies
verlangt, daß jede Seite die legitimen
Sicherheitsinteressen der jeweils ande-
ren Seite mit bedenkt und respektiert.
Nur so können Dialog, Rüstungskon-
trollverhandlungen und konkrete Frie-
dens- und Abrüstungsinitiativen vor-
ankommen. Dabei muß jede Seite der
andern das gleiche Maß an Sicherheit
zubilligen, das sie für sich selbst in
Anspruch nimmt.

Ein wirksames und dauerhaftes Sy-
stem internationaler Sicherheit muß
nicht nur den militärischen, sondern
auch den politischen, den wirtschaftli-
chen und den humanitären Bereich um-
fassen. Denn Abrüstung, Dialog und
Vertrauensbildung, die Errichtung einer
gerechten Weltwirtschaftsordnung und
das gemeinsame Herangehen an glo-
bale Probleme, internationale Zusam-
menarbeit zur Überwindung des Hun-
gers fördern sich wechselseitig.

Die Konzepte der friedlichen Koexi-
stenz und der gemeinsamen Sicherheit
beruhen heute gleichermaßen auf die-
sen Erkenntnissen.

3. Ein politisches Denken- und Han-
deln in den internationalen Beziehun-
gen, das der neuartigen Bedrohung der
Menschheit angemessen ist, muß vor al-
lem dadurch gekennzeichnet sein, daß
es
— die Bannung der nuklearen Gefahr,
— die Sicherung des Lebens und die
Gewährleistung eines menschenwürdi-
gen Daseins für alle,
— die Erhaltung der Biosphäre und die
Überwindung der ökologischen Krise,
— die Bekämpfung des Hungers, den
Abbau der Verschuldung und der wirt-
schaftlichen Not in den Entwicklungs-
ländern
als gemeinsame Menschheitsaufgabe
versteht und anerkennt, die im gemein-
samen Interesse aller Menschen ge-
meinsam angepackt werden müssen.

Ziel eines solchen politischen Den-
kens und Handelns ist eine stabile und
dauerhafte Friedensordnung in Europa
und in der Welt, die den Krieg als
Mittel der Politik ausschließt, den Ein-
satz militärischer Gewaltmittel — so-
lange sie noch nicht beseitigt sind —
verhindert, Konflikte zwischen den
Staaten auf der Grundlage vereinbar-
ter Verfahren friedlich regeln kann
und das Selbstbestimmungsrecht eines
5«den 'Volkes anerkennt} \jnd1&ü«p*k>
titrf "Auch ^Militäcdoktrinan,- di« *us"
schließlich auf Verteidigung und-Wieht-
angriffsfähigkeit ausgerichtet sind, wür-
den diesem Ziel dienen.

Dem oben formulierten Ziel entspricht
eine Form der Auseinandersetzung zwi-
schen den beiden gesellschaftlichen Sy-
stemen, die geprägt ist von friedlichem
Wettbewerb, gewaltfreiem Streit über
alle politischen und ideologischen Ge-
gensätze sowie Zusammenarbeit zum
beiderseitigen Nutzen und Vorteil. Da-
bei müssen beide Systeme — ihren
grundlegenden sozialökonomischen, po-
litischen und ideologischen Gegensät-
zen zum Trotz — lernen, miteinander zu
leben und gut miteinander auszukom-
men.

Dazu ist auf beiden Seiten nötig:
# Berechenbarkeit, Offenheit und Zu-
rückhaltung in der Wahl der Mittel;
# die Fähigkeit zum Dialog, zur Ver-
trauensbildung, zum Konsens, zum Ab-
bau von Mißtrauen und Bedrohungs-
ängsten sowie zur Partnerschaft bei ge-
meinsamen Aufgaben.

Gegenwärtig besteht die wichtigste
Aufgabe darin, die Dynamik der Auf-
rüstung zu stoppen und eine Dynamik
der Abrüstung in Gang zu setzen.

U. Friedlicher Wettbewerb
der Ceseilsebafissysteme
I. Die Beziehungen zwischen den. bei-

. den Systemen sind nicht nur durch ge-
umeinsame, parallele oder sich annä-
hernde, sondern vor allem auch durch
^entgegengesetzte Interessen charakteri-

siert. Das Nebeneinanderbestehen und
öie Auseinandersetzung qualitativ un-

terschiedlicher und entgegengesetzter
sozialökonomischer und politischer Sy-
steme ist ein wesentliches Kennzeichen

,,der internationalen Beziehungen.

^ Aber nur wenn der Frieden gesichert
'ist und die Geschichte weitergeht, kann

der Streit um das bessere Gesellschafts-
system ausgetragen werden.

., 2. Daher ist die Auseinandersetzung
zwischen den gesellschaftlichen Syste-
men einzig und allein noch in der Form
des friedlichen Wettbewerbs und also
gewaltfrei zu führen. Jedes der beiden
'Systeme kann die von ihm beanspruch-

st ten Vorzüge nur durch das Beispiel
zeigen, das die Menschen innerhalb und

j außerhalb seiner Grenzen überzeugt.

•;) Der Wettbewerb der sozialen und
'(Politischen Systeme sollte darum ge-
, führt werden, welches der beiden Sy-r
steme den wirksamsten Beitrag zur Lö-
sung der übergreifenden Menschheits-
fragen leistet und welches die günstig-
sten gesellschaftlichen Bedingungen für
die Entfaltung von Humanität bietet,
welches den Menschen die bessere
Chance gibt, ihre Interessen und Rechte
durchzusetzen, ihre Werte und Ideale
zu verwirklichen.

3. Vor allem geht es um den Beitrag
des jeweiligen Gesellschaftssystems zur
Sicherung des Friedens, zur Überwin-
dung der Umweltgefahren, zur Ent-

wicklung der Länder der Dritten Welt.'
Dazu gehört:

— soziale Beherrschung des wissen-
schaftlich-technischen Fortschritts;
— die Entwicklung lebendiger Demo-
kratie, die Verwirklichung und Weiter-
entwicklung der Menschenrechte in ihrer
wechselseitigen Bedingtheit von sozia-
len, politischen und persönlichen (indi-
viduellen) Rechten; <
— eine - auch gegenüber den nachkom-
menden Generationen verantwort-
bare — Gestaltung des Verhältnisses
von Ökonomie und Ökologie, von
Mensch und Natur.

4. Wettstreit und Zusammenarbeit der
gesellschaftlichen Systeme schließen
sich nicht nur nicht aus, sondern bilden
eine ?- wenngleich oft widerspruchs-
volle - Einheit.

Gleichberechtigte Zusammenarbeit
zwischen Ost und West zum beidersei-
tigen Nutzen fördert die notwendige
Wende in den internationalen Bezie-
hungen und dient der Entspannung in
Europa. Das belegen nicht zuletzt die
Erfahrungen der Entspannungsperiode
in den 70er 'Jahren. Andererseits erwei-
tern Fortschritte in der Entspannung
zugleich die Möglichkeiten einer Zusam-
menarbeit zwischen den Staaten auf
politischem, ökonomischem, wissen-
schaftlich-technischem, kulturellem und
humanitärem Gebiet.

Beide Gesellschaftssysteme brauchen
diese Zusammenarbeit, weil die Ver-
flechtung der Weltwirtschaft fortschrei-
tet, die Entwicklung der Produktiv-
kräfte den nationalen Rahmen sprengt
und die globalen Probleme sich zuspit-
zen.

Die Zusammenarbeit zwischen den
Systemen und Staaten wird somit zu
einer Voraussetzung für die Entwick-
lung der nationalen Wirtschaften und

der Weltwirtschaft, für die schrittweise
Lösung der globalen Menschheitspro-
bleme, für die Überwindung von Armut
und Unterentwicklung in der Welt, für
den Austausch auf den Gebieten der
Kultur und der Information, kurz ge-
sagt: Für die Entwicklung der mensch-
lichen Zivilisation.

Wir wollen ein Europa der freund-
schaftlichen Kooperation, des Vertrauens
und der guten Nachbarschaft. Die Ver-
tiefung des gesamten KSZE-Prozesses
bildet auch heute eine wichtige Grund-
lage hierfür. Beide deutsche Staaten sind
aufgefordert, entsprechend ihrer histori-
schen Verpflichtung und politisch-geo-
grafischen Lage ihren Beitrag zu
leisten.

5. Zu einer aktiven Politik der "Frie-
denssicherung durch Abrüstung und des
friedlichen Wettstreits zwischen den
entgegengesetzten Systemen gibt es
heute keine vernünftige Alternative
mehr. Trotzdem trifft sie auf ernste Hin-
dernisse.

Eine solche Politik des Wettstreits und
der Zusammenarbeit geht von den ent-
gegengesetzten gesellschaftlichen Struk-
turen und Prinzipien in beiden Syste-
men aus.

Der Systemwettstreit, wenn er einher-
geht mit der Verringerung der Rüstun-
gen, kann den sozialen Fortschritt in
beiden Systemen befördern und be-
schleunigen.

III. Notwendigkeit einer
Kultur des politischen
Streits und des Dialogs

Wir, deutsche Kommunisten und
Sozialdemokraten, stimmen darin über-
ein, daß Friede in unserer Zeit nicht
mehr gegeneinander errüstet, sondern
nur noch miteinander vereinbart und
organisiert werden kann. Daraus er-
geben sich neue Gemeinsamkeiten im
Ringen um den Frieden.

Sozialdemokraten und Kommunisten
fühlen sich beide dem humanistischen
Erbe Europas verpflichtet. Beide neh-
men für sich in Anspruch, dieses Erbe
weiterzutragen, den Interessen der ar-
beitenden Menschen verpflichtet zu sein,
Demokratie und Menschenrechte zu ver-
wirklichen. (

Aber sie leben seit sieben Jahrzehnten
in bitterem Streit darüber, in welcher
Weise dies zu geschehen hat Dieser
Streit wird dadurch verschärft, daß
beide oft mit denselben Begriffen ver-
schiedene Inhalte verbinden.

Die Sozialdemokraten verstehen sich
als Teil der westlichen Demokratie. Für
sie ist pluralistisch organisierte Demo-
kratie mit ihren vielfältigen Formen von.
Gewäitehteilüng1* und Machtkontrolle
der verbindliche und- notfalls unter
Opfern verteidigte^ Rahmen, innerhalb
dessen sie ihre Vorstellungen von demo-
kratischem Sozialismus verwirklichen
wollen.

Für Marxisten-Leninisten ist Demo-
kratie als Form der Machtausübung in
ihrem Wesen durch die Eigentumsver-
hältnisse an den entscheidenden Pro-
duktionsmitteln und damit verbundenen
politischen Macht geprägt. Daher ist für
sie die Überführung der wichtigsten
Produktionsmittel in Gemeineigentum
und die politische Macht der Arbeiter-
klasse im Bündnis mit anderen Werk-
tätigen- das Fundament umfassender
demokratischer Rechte. Sie verstehen
Demokratie vor allem als die reale Mit-
wirkung der Werktätigen an der Lei-
tung und Gestaltung der Wirtschaft und
Gesellschaft und die Kontrolle darüber.

Für Sozialdemokraten haben die
Menschenrechte in sich selbst absoluten
Wert und sind gegenüber allen Formen
wirtschaftlicher und staatlicher Macht
auf immer neue Weise zu schützen und
durchzusetzen. Sie sind" in Form von
Grundrechten Maßstab und Ziel staat-
lichen Handelns. Auf diese Grundrechte
und die Grundwerte des demokratischen
Sozialismus gründen sie ihre Politik so-
zialer Sicherheit und gleicher Lebens-
und Bildungschancen.

Marxisten-Leninisten nehmen für sich
in Anspruch, durch das gesellschaftliche
Eigentum und die damit verbundenen
politischen Machtverhältnisse die sozial-
ökonomischen Grundlagen für die freie
Entfaltung des Menschen geschaffen zu
haben. Soziale Sicherheit, Vollbeschäfti-
gung, soziale Gerechtigkeit und reale
Bildungsmöglichkeiten für alle sind für
sie unabdingbare Grundlagen für
Demokratie und die Entfaltung aller
Menschenrechte. Sie bestehen darauf,
daß die Verwirklichung der Menschen-
rechte mit der weiteren Entwicklung
ihres sozialökonomischen Systems ver-
bunden ist.

Für Sozialdemokraten ist ein lebendi-
ger, spannungsreicher und möglichst
unbeschnittener Pluralismus in Kultur,
Wissenschaft, Kunst und politischer

Meinungsbildung unverzichtbarer Aus-
druck von Freiheit, aber auch Voraus-
setzung und gleichzeitig Ergebnis einer
Demokratie im Dienste der Entfaltung
des Menschen.

Marxisten-Leninisten lassen sich da-
von leiten, daß die sozialistische Gesell-
schaft in ihrem Sinne in der Lage ist,
wissenschaftlich-technischen Fortschritt
mit sozialem Fortschritt untrennbar zu
verbinden, so daß der Mensch im Mit-
telpunkt bleibt und nicht an den Rand
des Geschehens gedrängt wird, daß das
Schöpfertum aller Menschen, ihre Krea-
tivität und ihr Ideenreichtum die Ver-
wirklichung ihrer vielfältigen Interessen
und Bedürfnisse fordert und fördert

Der Streit über diese Grundfragen
wird weitergehen, auch die Hinweise
darauf, wo auf der einen oder anderen
Seite Theorie und Praxis nicht über-
einstimmen. Der Streit über so gegen-
sätzliche Grundpositionen läßt sich we-
der durch Kompromißformeln noch
durch Appell an den Friedenswillen be-
enden. Es wäre auch niemandem damit
gedient, wenn die« Gegensätze* ^err-,
wischt 1 würden. Aber der„ Streit über
GrundposUionen kann Teil eines pro-
duktiven Wettbewerbs der Systeme wer-
den, wenn er so ausgetragen wird, daß
Kommunisten und Sozialdemokraten
die tjrrundentscheidungen des jeweils
andern beachten, keine Feindbilder,
aufbauen, die Motive der andern Seite
nicht verdächtigen, deren Überzeugun-
gen nicht absichtlich verzerren und ihre
Repräsentanten nicht diffamieren.

Beide Seiten werden sich in ihren
Leistungen und Erfolgen, ihren Fehllei-
stungen und Mißerfolgen messen lassen
müssen. Kommunisten sind fest davon
überzeugt, daß ihr Sozialismus seine in-
neren Vorzüge — Vollbeschäftigung, so-
ziale Sicherheit und Geborgenheit für
alle, Teilnahme der Werktätigen an der
Vorbereitung, Entscheidung und Kon-
trolle der staatlichen, wirtschaftlichen
und gesellschaftlichen Angelegenheiten,
Verbindung des wissenschaftlich-techni-
schen mit dem sozialen Fortschritt, Aus-
bildung und sichere Zukunft für die Ju-
gend — gegenüber der kapitalistischen
Gesellschaft immer umfassender entfal-
ten wird.

Sozialdemokraten setzen — ohne die
Gefahren kapitalistischen Wirtschaftens
zu verkennen — darauf, daß freie, un-
gehinderte Diskussion, der Wettbewerb
von Ideen und Lösungsansätzen am
ehesten in der Lage ist, auf bedrängende
neue Fragen angemessene Antworten zu
finden, neue technische Möglichkeiten in
den Dienst höherer Lebensqualität zu
stellen, Gegenkräfte gegen den Miß-
brauch wirtschaftlicher Macht zu mobili-
sieren, Mehrheiten für notwendige Ver-
änderungen vorzubereiten und die De-
mokratisierung der Gesellschaft voran-
zutreiben.

Da die Sozialdemokraten den Verfas-
sungskonsens der westlichen Demokra-
tie mittragen, auch wenn sie niemals
die Verantwortung für andere, konkur-
rierende Kräfte übernehmen können,
sprechen sie in vielen Fragen stellver-
tretend für die westliche Demokratie. Es
wäre aber zu begrüßen, wenn andere
politische Kräfte sich in ähnlicher Weise
am kontroversen Dialog der Systeme be-
teiligen.

IV. Ansätze für eine Kultur
des politischen Streits

Wir sind uns also einig darin,
daß Friede die Grundvoraussetzung für
die Verwirklichung unserer jeweiligen
Werte und Prinzipien ist,
daß Zusammenarbeit zur Wahrung des
Friedens die Verleugnung dieser Werte
weder verlangt noch ratsam erscheinen
läßt.

Es gibt also Fragen, in denen wir einig
sind, andere, über die wir weiter strei-
ten müssen. Wir werden in der Span-
nung von Konsens und -Konflikt leben
müssen.

Was bedeutet dies für die Formen und
Inhalte der Auseinandersetzung?

1. Beide Seiten müssen sich auf einen
Jangen' Zeitraum einrichten, während-
dessen sie nebeneinander bestehen und
miteinander auskommen müssen. Keine
Seite darf der anderen die Existenzbe-
rechtigung absprechen. Unsere Hoff-
nung kann sich nicht darauf richten, daß

ein .System das andere abschafft. Sie
richtet sich darauf, daß beide Systeme
reformfähig sind und der Wettbewerb
der Systeme den Willen zur Reform auf
beiden Seiten stärkt. Koexistenz und ge-
meinsame Sicherheit gelten also ohne
zeitliche Begrenzung.

2. Beide Systeme müssen sich gegen-
seitig für friedensfähig halten.

Das im Osten vertretene Konzept der
Friedlichen Koexistenz zwischen Staa-
ten mit unterschiedlicher Gesellschafts-
ordnung und das im Westen, vor allem
von Sozialdemokraten entworfene Kon-
zept einer Gemeinsamen Sicherheit set-
zen, soweit sie ernst gemeint und konse-
quent sind, beide die prinzipielle Frie-
densfähigkeit der anderen Seite voraus.
Beide Konzepte wären theoretisch sinn-
los und auf die Dauer auch nicht prakti-
kabel, wenn sie die Annahme der prin-
zipiellen Unfriedlichkeit der anderen
Seite auf Grund von deren Ideologien
oder Interessenstrukturen einschlössen.

Beide Seiten müssen daher für eine er-
folgreiche Friedenspolitik beim jeweils
anderen ein authentisches Interesse an
der Erhaltung des Friedens in der ato-
mar gerüsteten Welt voraussetzen — der
Erfahrung friedensgefährdender Kon-
flikte zum Trotz.

3. Beide Systeme müssen zu verhin-
dern versuchen, daß sie vom jeweils an-
deren so wahrgenommen werden, als
seien sie auf Expansion, ja gewaltsame
Expansion angelegt

Es gab und gibt in beiden Systemen
die Befürchtung, daß das andere Sy-
stem angesichts seiner Interessenstruk-
tur und der jeweils herrschenden Ideo-
logie auf die Ausdehnung seines Ein-
fluß- und Herrschaftsbereiches angelegt
sei. Im Westen ist dies die Befürchtung,
daß die marxistisch-leninistische These
vom weltrevolutionären Prozeß auf
Revolutionsexport hinauslaufe und zur
Rechtfertigung sowjetischer Macht-
ansprüche- diene. Im Marxismus-Lenin-
ismus gründet sich die entsprechende
Befürchtung auf die Marxsche Analyse
des Wesens der kapitalistischen Waren-
produktion, auf Arbeiten Lenins über
das Wesen des Monopols sowie auf die
Wahrnehmung und Deutung der domi-
nierenden antikommunistischen Strate-
gie und Politik der Gegenwart

Daher müssen in dem Prozeß, der zu
gemeinsamer Sicherheit führt, auch sol-
che Ängste abgebaut werden. Beide Sei-
ten müssen sich darum auch dann be-
mühen, wenn sie sich durch solche Be-
fürchtungen mißverstanden sehen.

4. Auch wenn für einen Prozeß ge-
meinsamer Friedenssicherung Verträge,
Abmachungen und Institutionen nötig
sind, reichen sie allein nicht aus. SED
und SPD sprechen sich für die Entwick-
lung einer Kultur des Streits und des
kontroversen Dialogs aus. Diese Kultur
des politischen Streits muß ,-,
- auf einer realistischen Analyse der
Möglichkeiten beider Seiten beruhen,
- d i e gesellschaftspolitischen Gegen-
sätze klar zum Ausdruck bringen,

- sie nicht auf die Beziehungen zwi-
schen Staaten übertragen,

- Gewalt oder Krieg als Mittel der
Konfliktlösung ausschließen und starre
Konfrontation überwinden

- und damit einem Frieden dienen,
der auch international auf gewaltfreie
Konfliktregelung setzt.

Für eine solche Kultur sind für beide
Seiten akzeptable Normen des Umgangs
miteinander zu entwickeln, die hand-
habbar sind und beiden gleichermaßen
erlauben, ihre grundlegenden Werte
zur Geltung zu bringen. Diese politi-
sche Kultur entsteht, wenn aus Ab-
sichtserklärungen Handlungsweisen
werden und allmählich eine neue Pra-
xis des täglichen Umgangs miteinan-
der wächst.

5. Es muß zum Normalfall werden,
daß wir miteinander handeln, verhan-
deln und zusammenarbeiten, während
wir gleichzeitig die offene und klare
Kritik äußern können, wo nach unse-
rem Verständnis die Friedensbereit-
schaft, der Wille zur Verständigung, die
Menschenrechte und die Demokratie
im anderen Bereich verletzt werden.
Kooperation, Wettbewerb und Konflikt
müssen gleich akzeptierte Formen'des
Umgangs miteinander werden.

6. Die Beziehungen zwischen den Sy-
stemen können nicht nur bestimmt sein
durch das Nebeneinander von Streit,
Wettbewerb und Kooperation. Nötig ist
auch der Wettbewerb in der Koopera-
tion. Zu den grundlegenden Mensch-
heitsinteressen gehören außer dem Frie-
den auch die Erhaltung der Biosphäre
und die Überwindung von Hunger und
Elend in der Dritten Welt. Dies ver-
langt die umfassende Zusammenarbeit
zwischen Ost und West. Solche Zusam-
menarbeit schließt Wettbewerb um die
fruchtbarsten Beiträge jedes Systems
zu den großen Menschheitsaufgaben
ein. Wettbewerb in der Kooperation
käme allen Menschen zugute.

V. Grundregeln einer
Kultur des politischen
Streits

Eine Kultur des politischen Streits,
die den Frieden sichert Ja dem Frieden
zu dienen hat kann nur in ihren grund-
sätzlichen Normen und Regeln beschrie-
ben werden. In der politischen Praxis
müssen solche Regeln durch angemes-
senes Handeln der Staaten verschiede-
ner Gesellschaftsordnungen und der
unterschiedlichen sozialen und politi-
schen Kräfte mit Leben erfüllt werden.
Das wird in dem Maße gelingen, wie
sie sich als lernfähig erweisen. Politi-
scher Realismus wird sich gegen Unge-
duld wappnen müssen. Trotzdem las-
sen sich einige Regeln formulieren:

1. Gesellschaftssysteme sind nichts
Statisches. Sie verändern und entwik-
keln sich von Land zu Land differen-
ziert auf ihren eigenen Grundlagen.
Sie stehen immer wieder vor neuen
Aufgaben, die sie ohne Veränderung,
Fortentwicklung und Reform nicht be-
wältigen können. Der Systemwettbe-
werb kann solche Veränderungen noch
beschleunigen. Das zukünftige Bild der
Gesellschaftsordnungen wird sich so
von dem heutigen wesentlich unter-
scheiden. Beide Gesellschaftssysteme
müssen einander Entwicklungsfähig-
keit und Reformfähigkeit zugestehen.

2. Niemand darf sich ein Recht der
deutlichen Kritik und der polemischen
Darstellung in Anspruch nehmen, ohne
es dem Kritisierten in gleichem Maße
zuzubilligen. Die „souveräne Gleich-
heit", von der die KSZE-Schlußakte
spricht, bezieht sich auch auf die gei-
stige Auseinandersetzung im Rahmen
des Entspannungskonzepts. Kritik und
Kooperation dürfen einander nicht aus-
schließen.

3. Kritik an den gesellschaftlichen
Verhältnissen im anderen System sollte
auf nachprüfbaren Tatsachen beruhen.
Sie sollte auch getragen sein von dem
Versuch, sich zunächst in die Logik der
anderen Seite hineinzudenken, freilich
nicht, um deren Absichten stets gutzu-
heißen, sondern um die Zusammen-
hänge ihres Handelns zu verstehen.
Wer diesen Versuch unternimmt, wird
sich nicht in aggressiver Polemik er-
schöpfen.

4. Ausschlaggebend für eine neue
Kultur des politischen Streits ist also
eine realistische und differenzierte
Analyse und Darstellung der anderen
Seite, statt Propagierung pauschaler

Feindbilder und der Weckung Von Be-
drohungsängsten. Vermieden werden
muß alles, was die andere Seite als
prinzipiell unfriedlich oder zum Frie-
den unfähig erscheinen läßt

Diese Friedensbereitschaft wird um
so glaubwürdiger, je mehr sich beide
Seiten bemühen, lokale Konflikte zu
vermeiden oder zu beenden und we-
der direkt noch indirekt zu fördern.

5. Die ideologische Auseinanderset-
zung ist so zu führen, daß eine Ein-
mischung in die inneren Angelegenhei-
ten anderer Staaten unterbleibt. Kri-
tik, auch in scharfer Form, darf nicht
als eine „Einmischung in die inneren
Angelegenheiten" der anderen Seite
zurückgewiesen werden. Jedenfalls gilt
auch 'hier das Prinzip der souveränen
Gleichheit, daß keine Seite praktisch
in Anspruch nehmen darf, was sie der
anderen nicht zubilligt. :

6. Die offene Diskussion über den
Wettbewerb der Systeme, ihre Erfolge
und Mißerfolge, Vorzüge und Nachteile,
muß innerhalb jedes Systems möglich
sein. Wirklicher Wettbewerb setzt sogar
voraus, daß diese Diskussion gefördert
wird und praktische Ergebnisse hat. Nur
so ist es möglich, daß öffentlich eine ver-
gleichende Bilanz von Praxis und Er-
fahrungen beider Systeme gezogen wird,
so daß Mißlungenes verworfen, Gelun-
genes festgehalten und gegebenenfalls
übernommen und weiterentwickelt wer-
den kann.

7. Der umfassenden Informiertheit
der Bürger in Ost und West kommt im
Prozeß der Friedenssicherung und des
Systemwettstreits eine wachsende Be-
deutung zu. Dazu müssen die Staaten in
beiden Systemen entsprechend der
KSZE-Schlußakte auf ihrem Territorium
die Verbreitung von periodisch und nicht
periodisch erscheinenden Zeitungen und
gedruckten Veröffentlichungen aus den
anderen Teilnehmerstaaten erleichtern.

8. Der Dialog zwischen allen gesell-
schaftlichen Organisationen, Institutio-
nen, Kräften und Personen auf beiden
Seiten gewinnt wachsende Bedeutung
für die Friedenssicherung und den Wett-
bewerb der Systeme. Das schließt auch
Besuch und Gegenbesuch, die Teilnahme
an Seminaren, wissenschaftlichen, kul-
turellen und politischen Veranstaltungen
über die Systemgrenzen hinweg ein.

VI. Neues Denken,
neues Handeln

Gemeinsame Sicherheit ist nicht zu
erreichen, wenn ideologische Gegensätze
in Formen ausgetragen werden, die zwi-
schenstaatliche Beziehungen gefährden
oder vergiften oder gar Machtkonflikte
als unversöhnlichen und Unausweich-
lichen Kampf zwischen Gut und Böse
erscheinen lassen. Zur gemeinsamen
Sicherheit gehört der Verzicht auf Ver-
suche, sich unmittelbar in die praktische
Politik in anderen Staaten einzumischen,

aber auch der friedliche Wettbewerb der
Systeme, ein Wettbewerb, der sich im
Rahmen gemeinsam erarbeiteter Regeln
hält und eine Kultur des politischen
Streits und schließlich des kontroversen
Dialogs einschließt

Dies entspricht der Politik einer Frie-
denssicherung, zu der sich SPD und SED
bekannt haben.

Berlin/Bonn, 27. August 1987
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